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Gutachtenkosten bei Vaterschaftsprozessen

Prozesskosten setzen sich zusammen aus:

· Gerichtskosten (Gebühren, Barauslagen, u.a. Gutachtenkosten und Kosten für Augenscheine)

· Parteikosten, namentlich Anwaltskosten.

Grundsätzlich sind in einem Zivilprozess die Prozesskosten von der unterliegenden Partei zu tragen. Bei teilweisem Unterliegen bzw. Obsiegen verlegt das Gericht die Kosten auf beide Parteien.Von diesem Grundsatz gibt es jedoch Abweichungen, die in den verschiedenen kantonalen Prozessordnungen enthalten bzw. in der Rechtsprechung entwickelt worden sind.Dies gilt namentlich für Statusprozesse.

Im geschilderten Fall, in dem das Kind allein geklagt und die Mutter deshalb nicht Partei ist, gilt:

· Wenn die Klage des Kindes aufgrund des den Beklagten als Vater ausschliessenden naturwissenschaftlichen Gutachtens zurückgezogen oder abgewiesen wird, ist dem Beklagten, dessen Vaterschaftsvermutung gemäss Art. 262 Abs 1 ZGB erstellt war, keine Prozessentschädigung zuzusprechen, d.h. er hat seine Anwaltskosten selber zu tragen (Hegnauer, Berner Kommentar Art. 261 N 95 mit zahlreichen Hinweisen).

· Dem Beklagten können auch Kosten auferlegt werden (a.a.O.).Dies hat laut Berner Kommentar ein Bündner Gericht vor mehr als 30 Jahren in einem Entscheid, der mir allerdings nicht zugänglich ist, entschieden (PKG 1971 38). 

· Selbst wenn die Mutter den Prozess arglistig verursacht hätte, wofür im vorliegenden Fall keine Anhaltspunkte bestehen, könnte das Kind nicht belangt werden und da die Mutter nicht als Partei auftritt, könnte der Beklagte höchstens mit einer selbständigen Schadenersatzklage gegen die Mutter versuchen, die Gutachtenkosten von ihr entschädigt zu erhalten.

· Da für das Kind die unentgeltliche Prozessführung beantragt und bewillitg wurde, können ihm keine Kosten auferlegt werden.

Allgemein kann gesagt werden, dass es nicht ausgeschlossen ist, dass der Mutter, namentlich wenn sie selber als Partei auftritt, Prozesskosten auferlegt werden können, wenn sie im Verfahren unterliegt. Es empfielt sich deshalb in Vaterschaftsprozessen lediglich im Namen des Kindes zu klagen und dieses vor Prozesskosten mit dem Gesuch um unentgeltliche Prozessführung vor unerwarteten Kosten „zu schützen“. 
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